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VERSPROCHEN   -  GEHALTEN: 

CDU und CSU stoppen 
Steuererhöhungen 

Die fast sechsmonatige De- 
batte um das Steuerver- 
günstigungsabbaugesetz 
ist zu Ende. CDU und CSU 
haben sich im Vermitt- 
lungsausschuss durchge- 
setzt und den Gesetzent- 
wurf der Bundesregie- 
rung, der Steuererhöhun- 

gen in einem Volumen von 
17,3 Mrd. Euro vorsah, 
verhindert. 

Mit diesem Verhand- 
lungserfolg hat die Union 
irreparablen Schaden von der 
deutschen Volkswirtschaft 
abgewendet. Bereits die Dis- 
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CDU-Präsidium trifft 
Zentralkomitee der deut- 

schen Katholiken 
Das CDU-Präsidium und 
das Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken ha- 
ben bei einem ihrer regel- 
mäßigen Treffen über die 
Bewertung des Irak-Krie- 
ges, Fragen der Bio-Ethik, 
der Zuwanderung sowie 
der Reformen auf dem Ge- 
biet der Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik und über den 
Stand der Vorbereitungen 
zum ökumenischen Kir- 
chentag gesprochen. 

CDU und ZdK hoffen auf 
eine schnelle Beendigung 
des Krieges und einen Sieg 
der Demokratien über die 
Diktatur im Irak. Die CDU- 
Bundesvorsitzende, Dr. An- 
gela Merkel, begrüßte die 
Auffassung des ZdK, dass 
der Primat friedlicher Kon- 
fliktlösungen nur dann ge- 
wahrt bleibt, wenn die Staa- 
tengemeinschaft die Durch- 
setzung von militärischer 
Gewalt als letztes Mittel 
nicht grundsätzlich ablehnt. 
ZdK-Präsident    Prof.    Dr. 

Hans Joachim Meyer unter- 
strich seine Auffassung, dass 
der Irak-Konflikt durch Mit- 
tel der Diplomatie beherrsch- 
bar gewesen wäre. 

Bei der Frage der B ioethik 
begrüßte das ZdK das 
grundsätzliche Klon-Verbot, 
wie es im Beschluss des Bun- 
destages verankert ist. Mit 
Blick auf Detail fragen und 
zukünftige Entscheidungen 
sicherten sich beide Seiten 
gegenseitige Gespräche zu. 

Die CDU unterstrich, 
dass bei der Neuregelung der 
Zuwanderung die Integra- 
tion hier lebender Ausländer 
Vorrang haben müsse, dass 
humanitäre Zuwanderung 
nur im Rahmen der Genfer 
Flüchtlingskonvention statt- 
finden und dass es außer bei 
Hochqualifizierten keine Zu- 
wanderung in den allge- 
meinen Arbeitsmarkt geben 
dürfe. Das ZdK setzte sich für 
humanitäre Erleichterungen 
für illegal in Deutschland le- 
bende Ausländer ein. 
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Fortsetzung von Seite 1: 
kussionen um die 41 Steuer- 
erhöhungsmaßnahmen der 
Bundesregierung haben Bür- 
ger und Unternehmen mas- 
siv verunsichert. Konsum- 
und Investitionszurückhal- 
tung waren die Folge mit ent- 
sprechenden negativen kon- 
junktur- und wachstumspoli- 
tischen Auswirkungen. 

CDU und CSU haben mit 
ihrer Geschlossenheit den 
versprochenen Kurs im Ver- 
•nittlungsausschuss gehal- 
ten. Eine nachhaltige und 
glaubwürdige Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haus- 
halte ist nur mit einer Politik 
für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung möglich. Flä- 
chendeckende Steuererhöh- 
ungen, die die Rahmen- 
bedingungen am Standort 
Deutschland weiter ver- 
schlechtern, sind der falsche 
Weg. Sie bringen trotz Er- 
höhung der individuellen 
Steuerlast in der Summe 
Weniger Steuereinnahmen, 
Weil Investoren abgeschreckt 
Werden und die Leistungsbe- 
reitschaft des einzelnen sinkt. 

Was wurde verhindert? 
Das bleibt den Bürgerinnen 
und Bürgern durch die Union 
erspart: 
• Erhöhung der Pauschalie- 
rung für die private Pkw- 
Nutzung auf 1,5 % des Li- 
stenpreises 
• Absenkung der linearen 

und der degressiven Gebäu- 
deabschreibungen 
• Besteuerung privater Ver- 
äußerungsgewinne z.B. bei 
Immobilien, Wertpapieren 
oder Kunstgegenständen 
• Einführung flächendek- 
kender Kontrollmitteilungen 
• Drastische Einschnitte bei 
der Eigenheimzulage 
• Willkürliche Erhöhungen 
der Umsatzsteuer (z.B. für 
Blumen, landwirtschaftliche 
Vorprodukte, Leistungen der 
Zahntechniker oder die Auf- 
hebung der Umsatzsteuerbe- 
freiung für grenzüberschrei- 
tende Personenbeförderung 
im Luftverkehr) 
• Sog. Mindeststeuer durch 
Einschränkung des Verlust- 
ausgleichs 
• Aufhebung der Steuerfrei- 
heit von Sachprämien (Miles 

and More) 
• Abschaffung des Betriebs- 
ausgabenabzugs für Ge- 
schenke 
• Abschaffung des Lifo- 
Verfahrens bei der Vorrats- 
bewertung 
• NichtanerkennungvonJu- 
biläumsrückstellungen 
• Abschaffung der gewer- 
besteuerlichen Organschaft 

Was kommt? 
Der Vermittlungsausschuss 
hat sich auf Maßnahmen zur 
Verstetigung des Körper- 
schaftsteueraufkommens 
geeinigt. Diese Maßnahmen 
leisten einen erwarteten Bei- 
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Download: www.cdunet.de 
Komplettansicht auf Seite 20 

trag zur Verstetigung des 
Körperschaftsteueraufkom- 
mens in Höhe von maximal 
4,4 Mrd. Euro (bei optimi- 
stischer Schätzung). Zu die- 
sen Maßnahmen gehören: 
• Ausschüttungsabhängige 
Streckung der Körperschaft- 
steuer-Altguthaben bis 2019 
mit einem dreijährigen Mo- 
ratorium; für vor dem 12. 
April 2003 erfolgte Gewinn- 
ausschüttungen gilt altes 
Recht 
• Nichtanerkennung der 
Mehrmütterorganschaft und 
Einschränkung des Verlu- 
stabzugs bei stillen Gesell- 
schaften, sofern der stille Ge- 
sellschafter eine juristische 
Person ist 
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GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER:  VERSPROCHEN - GEHALTEN 

Als die Regierung 100 Tage im Amt war und sich schon damals das Steuerwirr- 
warr von Rot-Grün abzeichnete, haben wir darauf hingewiesen: Diese Regierung 
hat nur eine Idee-den tiefen Griff in die Taschen der Bürger. Damals hat die Union 
versprochen: Mit uns wird es das nicht geben. Heute sind wir wieder 72 Tage wei- 
ter, und wir können feststellen: Die Union hat Wort gehalten und neue Belastun- 
gen für die Bürger abgewendet. Diese Standhaftigkeit hat ganz konkrete Auswir- 

kungen für die Menschen in diesem Land. Beispiel Firmenwagen: Hier geht es nicht um ir- 
gendwelche Bosse in dicken Limousinen. Hier geht es um zwei Millionen Menschen und ihre 
Fahrzeuge, hier geht es um Absatzzahlen auch von Unternehmen wie Ford oder VW, hier 
geht es um Arbeitsplätze in diesem Land. 

Und die Entscheidungen vor allem zur Eigenheimzulage bedeutet, dass der deutschen Bau- 
wirtschaft keine weiteren Fesseln angelegt werden. Für die kommenden Monate hat dieser 
Freitag vor allem eines gezeigt: Dort wo die Union mitreden kann, da werden wir die Regie- 
rung zu Korrekturen an ihrem Chaos-Kurs zwingen. Der Kanzler muss sich jetzt überlegen 

oberseine Betonfraktionendlichzu nachhaltigenReformen bewegt. Denneineskönnen CDU 
und CSU ihm versprechen: Dass Schröder Deutschland noch weiter ins Abseits führt, das 
wird die Union nicht zulassen. 

Versöhnungszeichen setzen! 
Zur Abstim- 
mung über die 
EU-Erweiterung 
im Europäischen 

Parlament erklärte der Bun- 
desvorsitzende der Ost- und 
Mitteldeutschen Vereini- 
gung der CDU/CSU, Helmut 
Sauer, als Sprecher der in 
der Union organisierten Hei- 
matvertriebenen: 

Es ist zu begrüßen, dass sich 
mit dem Beitritt der Staaten 
Estland, Lettland, Litauen, 
Malta, Polen, Slowakische Re- 
publik, Slowenien, Tschechi- 
sche Republik, Ungarn undZy- 
pernzurEUfürdieStaaten Mit- 
tel- und Osteuropas nach dem 
Zusammenbruch des kommu- 

nistischen Systems nunmehr 
die Chance eröffnet, gleichbe- 
rechtigt am demokratischen 
und freiheitlichen Europa teil- 
zunehmen. 

Das darf jedoch über blei- 
bende Probleme nicht hinweg- 
täuschen: Während die Ver- 
söhnung, Verständigung und 
Zusammenarbeit der Vertrie- 
benen mit den jetzt in ihrer Hei- 
mat lebenden Menschen insbe- 
sondere auf kommunaler und 
kirchlicher Ebene bereits weit 
fortgeschritten ist, fehlt es bis 
heute an einer offiziellen poli- 
tischen Versöhnungs-Geste 
der tschechischen Seite. Dies 
steht im Widerspruch zum 
Geist der Versöhnung sowie 

der Achtung der Menschen- 
rechte und der Rechtsstaatlich- 
keit, die das europäische Eini- 
gungswerk prägen. 

Es ist daher sehr zu be- 
grüßen, dass die Gruppe der 
CDU/CSU-Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament durch 
eine „Straßburger Erklärung" 
zur Abstimmung über den EU- 
Beitritt, diese Einschätzung be- 
kräftigt und das Fehlen eines 
Versöhnungszeichens auf 
tschechischer Seite weiter an- 
mahnt. Es istzu hoffen, dass ge- 
rade Polen und Tschechien, 
den Beitritt zur EU als Chance 
begreifend, endlich der ge- 
meinsamen Wertegemein- 
schaft der EU gerecht werden. 
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TRANSATLANTISCHE   BEZIEHUNGEN 

Was kommt nach der Eiszeit? 
Die Zeit vor und während 
des Irak-Kriegs hat den 
Deutschen eines deutlich 
vor Augen geführt: Die 
Koordinaten deutscher 
Aussenpolitik haben sich 
verschoben. Was das für 
die Zukunft Deutsch- 
lands bedeuten kann, ha- 
ben der Bonner Poli- 
tikwissenschaftler, Pro- 
fessor Christian Hacke, 
und der Mitherausgeber 
und Chefredakteur der 
Zeit, Dr. Michael Nau- 
mann, bei einer Diskus- 
sionsveranstaltung im 
Konrad-Adenauer-Haus 
versucht zu skizzieren. 
Moderiert wurde die Ver- 
anstaltung von Dr. Chri- 
stoph Bertram, Direktor 
der Stiftung Wissen- 
schaft und Politik. 

In ihren Begrüßungs- 
Worten hob die CDU-Vor- 
sitzende Angela Merkel 
hervor, wie wichtig ein 
schneller und dauerhafter 
Friede im Irak sei. „Die 
stürzende Saddam-Statue 
hat mich tief berührt", sagte 
Merkel vor rund 400 Zuhö- 
rern in der CDU-Bundes- 
geschäftstelle. Deutsch- 
land müsse jetzt Brücken 
bauen - zwischen Europa 
und den USA und innerhalb 
Europas. 

Christian Hacke 

Zu Beginn der Diskus- 
sion machte der Bonner Po- 
litikwissenschaftler deut- 
lich, es sei ein Hauptfehler 
der rot-grünen Außenpoli- 
tik, sich nicht von nationalen 
Interessen, sondern von in- 
nenpolitisch motivierten 
moralischen Kategorien lei- 
ten zu lassen. Während 
Frankreich und England in 
der Vergangenheit flexibel 
und mit einem Gespür für 
unterschiedliche nationale 
Interessen und die amerika- 
nische Politik handelten, be- 
triebe die Bundesregierung 
selbstgefällige Außenpoli- 
tik, die auf höherer Stufe 
moralisiere. Der rot-grünen 
Bundesregierung warf 
Hacke vor, sie habe sachpo- 
litisch gute Argumente ge- 
gen einen Irak-Krieg dilett- 
antisch verspielt. Hacke 
brachte seine Befürchtung 
zum Ausdruck, dass Kanz- 
ler Schröder und Außenmi- 
nister Fischer durch ihre di- 
plomatische Ohnmacht den 
transatlantischen Konflikt 
und eine Schwächung Euro- 
pas mitverschuldet hätten. 
Mit einer Mischung aus Ah- 
nungs- und Rücksichtslo- 
sigkeit hätten sie damit eine 

realistische Lösung der Irak- 
Krise unmöglich gemacht. 

Die rot-grüne Regierung 
hätte vollkommen verkannt, 
dass deutsche Außenpolitik 
immer dann erfolgreich war, 
wenn man „diplomatisch ge- 
schmeidig" auf den amerika- 
nischen Partner eingewirkt 
habe. Als Beispiel nannte der 
Politikwissenschaftler   den 
Vietnam-Krieg.   Die   Bun- 
deskanzler Erhard, Kiesin- 
ger und Brandt hätten dem 
Vietnam-Krieg sehr kritisch 
gegenüber gestanden, aber 
sie wären nie auf die Idee ge- 
kommen, offen gegen die 
USA zu opponieren. Dies - 
um in rot-grünen Kategorien 
zu denken - sei nicht „unmo- 
ralisch"  gewesen,  sondern 
eine kluge  Selbsteinschät- 
zung der eigenen Möglich- 
keiten. Die deutsch-ameri- 
kanische  Freundschaft  sei 
nie ein Friedensritual gewe- 
sen, betonte Hacke. Es hätte 
immer ein „Hauen und Ste- 
chen"   gegeben.   Der  Ton 
habe  aber die  Musik  ge- 
macht. Dies hätte auch die 
Außenpolitik der Regierung 
Kohl/Genscher gezeigt, die 
immer „hart in der Sache", 
aber „geschmeidig im Stil" 
gewesen sei. 

Stattdessen habe Kanzler 
Schröder die deutsche Ver- 
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mittlerrolle in Europa zwi- 
schen den zum Antiamerika- 
nismus tendierenden Fran- 
zosen und den stark proame- 
rikanisch eingestellten Bri- 
ten aufgegeben und einer 
Achse Paris-Berlin-Moskau 
den Vorzug gegeben. Es sei 
ein Bruch der diplomati- 
schen Gepflogenheiten, wenn 
Deutschland gemeinsam mit 
Russland und Frankreich In- 
teressen gegen die USA for- 
muliere. Schröder und Fi- 
scher würden nicht erkennen, 
dass eine Schwächung der 
NATO in Russlands Interes- 
se liege und Frankreich ver- 
suche, den Einfluss der USA 
in Europa zu minimieren. 

Hacke vertrat die An- 
sicht, die rot-grüne Bundes- 
regierung hätte viel deutli- 
cher auf die verbrecherische 
Natur des Regimes in Bag- 
dad hinweisen müssen, um 
ein außenpolitisches Signal 
des Verständnisses nach 
Washington zu senden, statt 
sich hinter innenpolitischen 
moralischen Kategorien zu 
verstecken. Parallel dazu 
hätte sich Berlin gemeinsam 
mit Paris und London um 
eine gemeinsame europä- 
ische Position bemühen 
müssen, die es den USA er- 
schwert hätten, aussenpoliti- 
sche Alleingänge zu wagen. 
Im Fall Irak sei die deutsche 
Regierung jedoch der „Arro- 
ganz der amerikanischen 
Macht mit der Arroganz der 

deutschen Ohnmacht" be- 
gegnet. Dies sei außenpoli- 
tisch dilettantisch gewesen 
und hätte nicht von diploma- 
tischer Finesse gezeugt. Mit 
ihrer populistischen Argu- 
mentation hätte die rot- 
grüne Bundesregierung do- 
kumentiert, dass sie in unpo- 
pulären Lagen nicht zu einer 
verantwortlichen Führung 
bereit ist. Hackes Fazit: 
„Deutschland läuft Gefahr, 
in Zukunft keine souveräne 
und verantwortungsbewus- 
ste Außen- und Sicherheits- 
politik betreiben zu können. 
Deutschland wird im Kon- 
zertderinternationalen Poli- 
tik nur noch in der zweiten 
Reihe sitzen." 

Michael Naumann 

In seinen Ausführungen 
wies der Chefredakteur und 
Mitherausgeber der ZEIT auf 
drei zentrale Themen im Um- 

feld  des   Irak-Kriegs   hin: 
• Es sei zunächst die Frage, 
ob es gelingen werde, den 
Irak und die gesamte Region 
zu stabilisieren und zu demo- 
kratisieren. 
• Das zweite Thema sei die 
amerikanische Interventions- 
strategie im Irak. „Wir sehen 
den ersten Präventivkrieg in 
der Geschichte der USA, und 
das ist zugleich der Kern der 
Spannungen zwischen Eu- 
ropa und der Supermacht", 
betonte Naumann. Ein prä- 
ventiver Militärschlag sei nur 
durch eine hinreichend große 
Bedrohung zu legitimieren. 
Wer diese Bedrohung definie- 
ren und damit die Legitima- 
tion eines Kriegs liefern sollte, 
bleibe strittig. Naumann wi- 
dersprach Professor Hackes 
Auffassung, außenpolitische 
Interessen und diplomatische 
Klugheit hätten die deutsche 
Haltung zum Irak-Krieg be- 
stimmen sollen. „Bei der 
Frage von Krieg und Frieden 
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ist es falsch, nichts zu sagen, 
und sich nur solidarisch zu er- 
klären. Es ist rational und rich- 
tig, eine klare Position zu be- 
ziehen." Denn es gäbe morali- 
sche Konstanten, allen voran 
die Menschenwürde, die nicht 
verhandelbar und daher kei- 
nem politischen Kalkül unter- 
zuordnen seien. Berühre eine 
Politik    diese    moralischen 
Grundfesten, dann sei eine 
eindeutige Stellungnahme ge- 
boten.   Trotz   gemeinsamer 
Wurzeln    und    Werte    sei 
Deutschland jedenfalls nicht 
zur   „Nibelungentreue"   mit 
den USA verpflichtet. 
• Das dritte zentrale Thema 
sei nun, wie sich Deutsch- 
land   zu   dem   amerikani- 
schen Präventivkrieg ver- 
halte. Jenseits aller demo- 
skopischen   Vorteile   hieß 
Naumann den Anti-Kriegs- 
kurs der rot-grünen Regie- 
rung grundsätzlich gut. „Ist 
Schröders moralischer In- 
stinkt falsch? Nein. Denn 
es  gab   Alternativen   zum 
Krieg."   Eine   Alternative 
wäre    eine    internationale 
Konferenz über den Terro- 
rismus nach dem elften Sep- 
tember   gewesen,   die   zu- 
gleich die sich abzeichnende 
Interventionsstrategie    der 
USA thematisiert hätte. Der 
Irak-Krieg sei „völkerrecht- 
lich dubios" und seine stabi- 
lisierende Wirkung für die 
Legion sei zweifelhaft. Zu- 
dem sei die amerikanische 

Strategie gefährlich, weil sie 
andere Länder verführen 
könnte, sich gegen die unan- 
fechtbare Überlegenheit der 
USA zu wehren. Dies be- 
treffe etwa die einstige Groß- 
macht Russland, die jetzt der 
US-Politik „ohnmächtig zu- 
sehen muss". Der Irak-Krieg 
könnte auch andere, kaum 
beherrschbare Konflikte in 
der Region auslösen. 

Auf eines legte der Ame- 
rika-Kenner Naumann be- 
sonderen Nachdruck: Die 
USA mit emotional aufgela- 
denen Etikettierungen wie 
„arrogante Supermacht" zu 
versehen, sei keineswegs 
hilfreich. Es gelte vielmehr, 
die Amerikaner und ihre Mo- 
tive zu verstehen. Viele Deut- 
sche könnten beispielsweise 
kaum nachvollziehen, „wie 
zutiefst religiös motiviert die 
amerikanische Politik ist." 
Dies werde deutlich an der 
„menschheitsrettenden At- 
titüde des Präsidenten." 

Abschließend benannte 
der Diskussionsleiter Dr. 
Christoph Bertram einen 
grundsätzlichen Mangel der 
europäischen Außenpolitik 
im Fall Irak. Weithin gefehlt 
habe eine kluge strategische 
Vorausschau und Situati- 
onsanalyse - besonders in 
Deutschland. Die Frage, wie 
sich Deutschland im Falle 
eines Krieges verhalten 
sollte, sei zu lange nicht be- 
antwortet worden. 

Laurenz Meyer 

In seinem Schlusswort 
hob CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer noch ein- 
mal zwei aus seiner Sicht 
äußerst bedenkliche 
außenpolitische  Entwick- 
lungen hervor: 
•  Der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen sei zu 
einem Ort verkommen, in 
dem die Länder Innenpoli- 
tik betreiben, anstatt sich 
um die Probleme globaler 
Sicherheitspolitik zu küm- 
mern. Die Deutschen hät- 
ten    dieser    Entwicklung 
Vorschub geleistet, als sie 
aus wahltaktischem Kalkül 
eine     anti-amerikanische 
Haltung   einnahmen   und 
die Staatsräson dem Wahl- 
erfolg opferten. 
• Die rot-grüne Bundesre- 
gierung müsste so schnell 
wie möglich die Talfahrt 
der deutschen Wirtschaft 
aufhalten. „Denn nur wer 
wirtschaftspolitisch   ernst 
genommen     wird,    kann 
außenpolitisch eine Rolle 
spielen", sagte Meyer. 

Generalsekretär Lau- 
renz Meyer schloss das 
„Berliner Gespräch" mit 
seinem Dank an die Disku- 
tanten. Im oft „kurzatmi- 
gen" politischen Tagesge- 
schäft sei es wichtig, sich 
auch über langfristige Per- 
spektiven zu verständigen. 
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NORDRHEIN-WESTFALEN 

LANDESPARTEITAG 

Neuer Landesvorstand gewählt 

Die Bundesvorsitzende AngelaMerkelgratuliert JürgenRüttgers zur Wiederwahl 

Der neue und alte Vorsit- 
zende der nordrhein-west- 
fälischen CDU heißt Jür- 
gen Rüttgers. Auf dem 23. 
Landesparteitag wurde er 
mit 83,5 Prozent der Stim- 
men als Landesvorsitzen- 
der bestätigt und legte da- 
mit gegenüber seinem letz- 
ten Ergenis deutlich zu. 

In seiner Rede ging Jür- 
gen Rüttgers, der zugleich 
stellvertretender Vorsitzen- 
der der CDU Deutschlands 
ist, hart mit der rot-grünen 
Landesregierung ins Ge- 
richt. „Angesichts der Mas- 
senarbeitslosigkeit, der Plei- 
tewellen und der Lehrstellen- 
katastrophe tut die Landes- 

regierung was sie kann, aber 
genau das ist unser Problem. 
Das reicht nicht", sagte er. 
Die meisten Bürgerinnen 
und Bürger würden der SPD 
nicht mehr zutrauen, dass sie 
die Wirtschaft wieder in 
Schwung bringe. „Seitdem 
Wirtschaftsminister Schar- 
tau in Nordrhein Westfalen 
Regierungsverantwortung 
hat, gab es im Schnitt jeden 
Tag 137 Arbeitslose mehr 
und jeden Tag 43 freie Stei- 
len weniger. Wer bei der Be- 
kämpfung der Arbeitslosig- 
keit so versagt, sollte über 
seinen Rücktritt nachden- 
ken." Statt Symbolhandlun- 
gen   und   Prestigeobjekten 

wie den Metrorapid benö- 
tige das Land Strukturrefor- 
men: „Es ist immer das glei- 
che Lied, ob in Düsseldorf 
oder Berlin: Statt Struktu- 
ren zu verändern, wird sub- 
ventioniert oder werden 
Großprojekte angeschoben." 
Gleichzeitig stellte er klar, 
dass die CDU zu grundle- 
genden Reformen bereit sei. 
Und auch die Menschen 
seien zu harten Einschnitten 
bereit, wenn sie wüssten, 
dass es am Ende für sie und 
ihre Kinder besser würde. 

Initiative für Wachstum 
und Beschäftigung 

Deshalb forderte der 
nordrhein-westfälische Par- 
tei- und Fraktionsvorsitzen- 
de eine Initiative für mehr 
Wachstum und Beschäfti- 
gung. HierzustellteereinZu- 
kunftsprogramm der CDU- 
Landtagsfraktion vor: Der 
Abbau von Subventionen 
müsse vorangetrieben wer- 
den. Insbesondere müssten 
die Kohlesubventionen bis 
zum Jahr 2010 halbiert wer- 
den. Um den Investitionsstau 
an Rhein und Ruhr zu been- 
den, müssten die kommuna- 
len Haushalte endlich saniert 
werden.   Außerdem   müsse 
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die Bürokratie konsequent 
abgebaut und die Regie- 
rungspräsidien abgeschafft 
Werden. Des Weiteren will 
Bürgen Rüttgers NRW zum 
Innovationsland Nr. 1 in 
Deutschland ausbauen und 
einen bildungspolitischen 
Neuanfang mit „mehr Leh- 
rern, kleineren Klassen und 
kleineren Schulen" begin- 
nen. „Ich will, dass dieses 
Land wieder Spitze wird und 
nicht im Mittelmaß ver- 
kommt", sagte er mit Blick 
auf die Landtagswahl 2005. 

Ziele klar im Visier 

Die neuesten Umfragen, 
Welche die CDU bei 45 bis 
48 Prozent sehen, seien ein 
toller Beweis für das Ver- 
trauen, welches die Men- 
schen in die CDU im Westen 
setzten. „Der nächste Schritt 
'st unser Sieg bei den Eu- 
ropawahlen 2004. Dann 
kommt unser Sieg bei den 
Kommunalwahlen 2004. 
Der dritte Schritt ist unser 
Sieg bei den Landtagswah- 
•en im Mai 2005. Das ist 
niein Ziel. Dahin will ich un- 
sere CDU führen", bekräf- 
tigte der Oppositionsführer. 

Neuer Generalsekretär 

Dieses Ziel will er nun ge- 
nieinsam mit dem neuen Ge- 

neralsekretär Hans-Joachim 
Reck angehen. Auf Vor- 
schlag von Jürgen Rüttgers 

Neuer Generalsekretär: 
Hans-Joachim Reck 

wählten die rund 600 Dele- 
gierten den bisherigen Te- 
lekom-Manager mit 
84,53 % der Stimmen als 
Nachfolger von Herbert Reul 
zum neuen Generalsekretär 
der nordrhein-wesfälischen 
CDU. Der ehemalige Bun- 
desgeschäftsführer der CDU 
hat sich vorgenommen, den 
größten Landesverband in- 
nerhalb der CDU Deutsch- 
lands zum kampagnefähig- 
sten Landesverband weiter- 
zuentwickeln.    „Wir    sind 
Großstadtpartei und die Par- 
tei der Mittelstädte und des 
ländlichen Raumes. Und wir 
werden  das  auch  bleiben. 
Dafür werden wir kämpfen, 
weil   sich   dieser   Einsatz 
lohnt", sagte er. Neben der in- 
haltlichen Diskussion über 
wichtige       Zukunftsfragen 
will er sich insbesondere der 
Mitgliedergewinnung,    der 
besseren   Einbindung   von 
Frauen, der verstärkten Nut- 

zung von modernen Kom- 
munikationsmitteln in der 
Parteiarbeit, der Stärkung der 
Vereinigungen und der Ver- 
besserung der Spendenein- 
nahmen widmen. 

Viel Erfolg bei diesen 
vielfältigen Aufgaben wün- 
schte ihm auch sein Vorgän- 
ger Herbert Reul. Dieser hat- 
te bereits im Vorfeld des Par- 
teitages angekündigt, dass er 
nach zwölf Jahren nicht er- 
neut kandidieren werde. „12 
Jahre sind genug. Es hat Spaß 
gemacht, und wir haben eini- 
ges auf den Weg gebracht, 
aber jetzt ist es an der Zeit, ei- 
nen personellen Wechsel zu 
vollziehen", sagte Herbert 
Reul in seiner letzten Rede 
als Generalsekretär. Der 
Landesvorstand und die De- 
legierten verabschiedeten 
ihn mit großem Dank und 
viel Applaus. 

Keine stromlinien- 
förmige Partei 

Die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands, Angela 
Merkel, machte in ihrer 
Rede auf dem Landespartei- 
tag noch einmal die Position 
der CDU in der Irak-Debatte 
deutlich. Gleichzeitig sagte 
sie, es sei „vollkommen ver- 
ständlich", dass in einer dem 
christlichen Menschenbild 
verpflichteten Partei über 
die Frage  von Krieg und 
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Frieden gerungen werde. 
„Das ist keine Sache von Be- 
fehl und Gehorsam, sondern 
eine Sache persönlicher, in- 
dividueller Auseinandersetz- 
ung,die im politischen Raum 
unserer Partei stattfindet", 
sagte sie unter dem Beifall 
ihrer Zuhörer. Eine „strom- 
linienförmige Partei" wolle 
sie nicht. In der aktuellen 
Auseinandersetzung könne 
man aber nur den Sieg der 
Demokratie über die Dikta- 
tur wünschen. Damit der 
Friede eine Chance habe, sei 
auch in Zukunft die Ab- 
schreckung durch militäri- 
sche Gewalt unverzichtbar. 
Die Vereinigten Staaten 
dürften nicht glauben, dass 
sie als einzige verbliebene 
Supermacht alles alleine re- 
geln könnten, sonst würden 
sie scheitern. Beim Wieder- 
aufbau des Iraks müssten die 
UN eine zentrale Rolle 
spielen,   forderte   Merkel. 

Deutschland sei nun gefor- 
dert, Brücken zu bauen - im 
außenpolitisch zerrissenen 
Europa und zu den USA. 

Um künftig im interna- 
tionalen Konzert eine ge- 
wichtige Rolle spielen zu 
können, müsse Europa wirt- 
schaftlich   und   militärisch 

stärker werden. Dann könn- 
ten die Europäer den Ameri- 
kanern auch sagen, „was aus 
unserer Sicht nicht geht". 
Eine engere Zusammenar- 
beit mit Russland kann aus 
Angela Merkels Sicht kein 
Ersatz für die enge Zusam- 
menarbeit mit den USA sein. 
„Für mich ist das transatlan- 
tische Bündnis allemal zu- 
verlässiger als ein Bündnis 
mit Russland, auf das ich 
mich in absehbarer Zeit 
nicht verlassen möchte", 
sagte sie vor den Delegierten 
in Bochum. Diese dankten 
Angela Merkel für ihre kla- 
ren Worte mit lang anhalten- 
dem Beifall. 

Weitere Informationen 
zum Bochumer Landes- 
parteitag erhalten Sie auf 
www.cdu-nrw.de 

Neuer Landesvorstand 
Landesvorsitzender: 
Jürgen Rüttgers 83,50 % 

Generalsekretär: 
Hans-Joachim Reck 84,53 % 

Stellvertretende Landesvorsitzende: 
Wolfgang Bosbach 
Ursula Heinen 
Christa Thoben 
Eckhard Uhlenberg 
Oliver Wittke 

85,37 % 
53,05 % 
60,93 % 
64,31% 
79,74 % 

Landesschatzmeister: 
Lothar Hegemann 77,15% 
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BREMEN 

BüRGERSCHAFTSWAHL 

Für Fortsetzung der großen Koalition 
Mit einem klaren Bekennt- 
nis zur Fortsetzung der 
großen Koalition mit der 
SPD geht die CDU in die 
Bremer Bürgerschaftswahl 
am 25. Mai. Dies bekräftig- 
ten der Landesvorsitzende 
Bernd Neumann und der 
Spitzenkandidat, Finanzse- 
nator, Hartmut Perschau, 
auf dem Landesparteitag. 

Beide     Spitzenpolitiker 
bescheinigten der SPD die 
Bereitschaft zur „guten und 
konstruktiven Zusammenar- 
beit", die immer und allein 
dem Wohl des Landes diene. 
Hartmut    Perschau    sagte, 
nach Amtsantritt der großen 
Koalition vor acht Jahren sei 
'n Bremen „eine neue Dyna- 
mik" entstanden.  Als Bei- 
spiele nannte er ein über- 
durchschnittliches       Wirt- 
schaftswachstum, mehr Be- 
schäftigung und einen boo- 
menden Seehafenumschlag. 

Umso größer fällt die Kri- 
tik von Hartmut Perschau an 
den Bremer Sozialdemokra- 
ten aus, die sich nicht auf eine 
Koalitionsaussage festlegen 
Sollen. Der sozialdemokrati- 
sche Bürgermeister Henning 
Scherf sei zwar für eine Fort- 
setzung des Bündnisses mit 
der CDU, die Mehrheit der 
Partei wolle aber offenbar 
eine Koalition mit den Grü- 

nen. Bernd Neumann warnte: 
„Eine rot-grüne Politik in 
Bremen würde die sichtbaren 
Erfolgeder großen Koalition, 
die eindeutig die Handschrift 
der CDU tragen, in kürzester 
Zeit zunichte machen." Wer 
sicher gehen wolle, dass die 
große Koalition in Bremen 
weiter mache, müsse daher 
CDU wählen. 

In der Irak-Frage hat sich 
die Bremer CDU hinter die 
Irak-Politik der CDU-Bun- 
desvorsitzenden Angela 
Merkel gestellt. Bei dem 
Krieg gehe es um die Beseiti- 
gung einer Schreckensherr- 
schaft, und dabei „können wir 
nicht neutral sein", sagte 
Bernd Neumann. Der Bun- 
desregierung warf der Bre- 
mer Landesvorsitzende eine 
Mitschuld am Ausbruch des 
Irak-Krieges vor. Das Ver- 
halten   von   Bundeskanzler 

Gerhard Schröder sei „nicht 
friedensdienlich" gewesen. 
Schröders kategorisches 
„Nein" zu einem Krieg sei 
Taktik gewesen, um die 
schlechte Stimmung vor der 
Wahl noch umkehren zu kön- 
nen. Mit dieser isolierten Hal- 
tung habe er den Krieg nicht 
verhindert, sondern die 
Kriegsgefahr erhöht. 

Die Bremer CDU werde 
einen Wahlkampf gegen die 
rot-grüne Bundesregierung 
und ihre Wirtschaftspolitik 
führen, kündigten Bernd Neu- 
mann und Hartmut Perschau 
an. Einstimmig verabschiede- 
ten die Delegierten das Wahl- 
programm. Darin spricht sich 
die CDU dafür aus, der Ar- 
beitsplatzsicherung Priorität 
zu geben, den Kurs der Sanie- 
rung der Landesfinanzen vor- 
anzubringen und das Bil- 
dungssystem zu reformieren. 
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TOPTHEMA 

ANNETTE   SCHAVAN: 

Internationale IGLU-Ergebnisse 
rechtfertigen keine Strukturdebatte 

Nach Bekanntwerden der 
Ergebnisse der internatio- 
nalen IGLU-Studie (In- 
ternationale Grundschul- 
Leseuntersuchung) warnt 
die stellvertretende Bun- 
desvorsitzende der CDU 
Deutschlands und baden- 
württembergische Kultus- 
ministerin Annette Scha- 
van vor einer erneuten De- 
batte um das bewährte ge- 
gliederte Schulsystem, wie 
dies von Teilen der SPD 
und den Grünen schon 
versucht worden ist. 

Die IGLU-Studie wurde 
von der Kultusministerkon- 
ferenz am Dienstagnachmit- 
tag in Berlin veröffentlicht. 
Daraus ging unter anderem 
hervor, dass die deutschen 
Ergebnisse im Bereich Le- 
sen bei 35 Teilnehmerstaa- 
ten lediglich von Schweden, 
den Niederlanden und Eng- 
land übertroffen werden. 
Nach den für Deutschland 
positiven Werten erwartet 
Schavan, dass die Folgedis- 
kussionen weniger aufge- 
regt als nach Bekannt wer- 
den der PISA-Studie sein 
werden. Sie warnte vor einer 
Neuauflage der Schulstruk- 
tur-Debatte, die von SPD 
und Grünen  nun  im Hin- 

blick auf eine sechsjährige 
Grundschule initiiert wer- 
den könnte: „Die Struktur- 
frage wird nicht der rele- 
vante Faktor sein." Insge- 
samt hatten in Deutschland 
239 Schulen beim IGLU- 
Test teilgenommen, in Ba- 
den-Württemberg waren es 
25 Schulen. Baden-Würt- 
temberg nimmt wie zwölf 
weitere Länder auch an der 
IGLU-E-Auswertung (Er- 
gänzung in Mathematik und 
Naturwissenschaften) teil 
und stellt sich zudem der 
Herausforderung eines di- 
rekten     Ländervergleichs. 

Dieses Angebot haben aus- 
serdem noch Bayern, Hes- 
sen, Brandenburg, Thürin- 
gen, Bremen und Nord- 
rhein-Westfalen angenom- 
men. „So wird eine Gesamt- 
übersicht über den Lei- 
stungsstand aller Länder 
durch die Nichtteilnahme 
der anderen Bundesländer 
nicht möglich sein", bedau- 
erte Schavan, die wie bei 
PISA auch bei der vertieften 
IGLU-Untersuchung deutli- 
che Unterschiede bei der im 
Dezember diesen Jahres er- 
scheinenden Länderauswer- 
tung innerhalb Deutsch- 
lands erwartet. 

Die gesamte Pressemit- 
teilung kann unter http:// 
www.kultusministerium. 
baden-wuerttemberg.de 
heruntergeladen werden, in 
der nächsten UiD-Ausgabe 
wird eine ausführliche Be- 
wertung der IGLU-Studie 
veröffentlicht werden. 

Die „Internationale Grundschul-Lese-Untersuchung" IGLU 
soliden PISA-Leistungstest für 15-jährige Schüler ergänzen. 
Bei IGLU kam das Leseverständnis von Viertklässlern am 
Ende der Grundschulzeit auf den Prüfstand. IGLU ist die er- 
ste repräsentative Untersuchung von Grundschülern in 
Deutschland. Im Mai 2(XX) hatte die Kultusministerkonferenz 
der Beteiligung Deutschlands an der Studie zugestimmt. 

12-UIDI2/2(K)3 



IRAK-KONFLIKT 

ANGELA   MERKEL: 

Den politischen Neubeginn und Aufbau 
des Irak mitgestalten 

Der Krieg im Irak ist noch 
nicht zu Ende. Noch im- 
nier wird in Bagdad und 
anderen Landesteilen ge- 
kämpft. Doch die Bilder 
der stürzenden Saddam- 
Statue in Bagdad, die 
den Zusammenbruch der 
irakischen Diktatur ein- 
drucksvoll symbolisier- 
ten, haben mich und viele 
andere tief berührt. 

Auch der Jubel der unter- 
drückten Iraker über die ein- 
rückenden amerikanischen 
Truppen hat mich sehr be- 
legt. Gleichwohl gibt es 
noch viele Unwägbarkeiten 
und Gefahren. Ich hoffe, die 
militärischen Aktionen kön- 
nen jetzt schnell und mit 
Möglichst wenigen Opfern 
beendet werden. 

Schon jetzt stehen der 
Wiederaufbau und die 
Nachkriegsordnung des Irak 
auf der Tagesordnung. Klar 
lst zunächst: An dieser Auf- 
gabe müssen viele Länder 
und Institutionen mitwir- 
ken. Die Koalition darf da- 
bei nicht allein gelassen 
Werden. Statt Streit und Mis- 
strauen brauchen wir ein ge- 
intes, pragmatisches Vor- 
gehen. Nur mit einer ge- 
nieinsamen     Anstrengung 

kann der Irak politisch stabi- 
lisiert und demokratisiert 
werden. 

Die UNO muss dabei eine 
wichtige Rolle spielen. 
Gleichwohl kann sie nur sol- 
che Aufgaben übernehmen, 
die sie auch tatsächlich erfül- 
len kann. Die gegenwärtige 
Situation im Irak ist geprägt 
von Chaos und einem Macht- 
vakuum. Deshalb ist die mi- 
litärische Absicherung einer 
sich entwickelnden Nach- 
kriegsordnung besonders 
wichtig. Unverzichtbar ist auf 
absehbare Zeit ein Engage- 
ment der USA und Großbri- 
tanniens. Eines muss betont 
werden: Wie die UNO am 
Wiederaufbau mitwirken 
kann, muss auch in der UNO 
besprochen werden - und 
zwar hinter verschlossenen 
Türen und ohne öffentlich 
verkündete Vorbedingungen. 
Auch Europa kann beim Auf- 

bau eines freien und friedli- 
chen Irak nicht abseits stehen. 
Aber dafür muss Europa ge- 
eint auftreten. Die Europäer 
und vor allem die Deutschen 
müssen jetzt Brücken bauen 
zwischen denen, die zuvor 
verschiedener Meinung wa- 
ren. Deshalb sollten Deutsch- 
land, Frankreich und England 
darauf verzichten, jeweils 
einseitige Erklärungen abzu- 
geben. Aus diesem Grund 
muss vor allem die von der 
Regierung Schröder betrie- 
bene Achsenbildung auf- 
hören, die sich gegen die USA 
und Teile Europas richtet. 
Jüngstes Beispiel: Die bel- 
gisch-französisch-deutsche 
Initiative zu einer europäi- 
schen Verteidigungsunion, 
die nach Zeitpunkt und Kreis 
der Beteiligten kaum verfehl- 
ter sein könnte. 

Natürlich muss die Zu- 
kunft Iraks letztlich in der 
Hand des irakischen Volkes 
liegen. Den Irakern sollte so 
bald als möglich Raum ge- 
geben werden, sich eigene 
wirtschaftliche und politi- 
sche Strukturen zu schaffen. 
Diese Strukturen sollten von 
der internationalen Öffent- 
lichkeit begleitet und ge- 
stärkt werden. 
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HESSEN 

WAHL   ZUM   MINISTERPRäSIDENTEN 

„Nicht verschieben, sondern entscheiden" 
Gut zwei Monate nach 
der Landtagswahl hat das 
Wiesbadener Parlament 
Roland Koch in seinem 
Amt als hessischen Minis- 
terpräsidenten bestätigt. 
Bei der geheimen Abstim- 
mung erhielt der neue und 
alte Ministerpräsident 56 
Ja-Stimmen. Dies ent- 
spricht der Zahl der CDU- 
Abgeordneten, die im hes- 
sischen Landtag erstmals 
die absolute Mehrheit stel- 
len. Die neun Abgeordne- 
ten der FDP enthielten sich 
wie angekündigt der Stim- 
men. 

Für die erstmals mit ab- 
soluter Mehrheit regie- 
rende Hessen-CDU war die 
Wahl ein historischer Mo- 
ment. Zum ersten Mal 
wurde ein CDU-Minister- 
präsident in seinem Amt be- 
stätigt. In einer kurzen An- 
trittsrede verwies Koch dar- 
auf, dass die Union jetzt die 
alleinige politische Verant- 
wortung trage. Dennoch 
wolle er Hessen mit 
Kompromissbereitschaft 
und Toleranz regieren. 
„Wir stehen in einer Zeit 
großer Herausforderun- 
gen." Diese Herausforde- 
rungen gelte es zum Wohle 
aller Bürger zu meistern. 
Gleichzeitig  rief der  seit 

1999 amtierende Regie- 
rungschefalle gesellschaft- 
lichen Gruppen zur Diskus- 
sion über die anstehenden 
Aufgaben auf. Er selbst 
stehe aber dafür, dass am 
Ende der Diskussion klare 
und mutige Entscheidun- 
gen gefällt werden. „Nicht 
das Verschieben, sondern 
das Entscheiden" müsse 
Maßstab der Politik sein. 

Erfolgskurs 

In der auf fünf Jahre ver- 
längerten Legislaturperio- 
de will Koch unter ande- 
rem mehr Lehrer einstellen, 
den Ausbau des Frankfur- 
ter Flughafens vorantrei- 
ben und Initiativen für 
schärfere Strafgesetze ein- 
bringen. Angela Merkel 
beglückwünschte Koch zu 
seiner Wiederwahl. Er habe 
„Hessen wieder auf einen 
Erfolgskurs gebracht" und 

gezeigt, „was es heißt, 
glaubwürdige Politik für die 
Bürger zu machen". 

Nach der Wahl des Re- 
gierungschefs wurde das 
neue Kabinett vereidigt, 
dem zehn statt bislang neun 
Mitglieder angehören. Auf 
ihren Posten bleiben Volker 
Bouffier (Innen), Karheinz 
Weimar (Finanzen), Chri- 
stean Wagner (Justiz), Karin 
Wolff (Kultus), Wilhelm 
Dietzel (Umwelt) und Silke 
Lautenschläger (Soziales). 

Das Wirtschaftsressort 
übernimmt der bisherige 
Fuldaer Oberbürgermeister 
Alois Rhiel, das Wissen- 
schaftsministerium der frü- 
here Innenstaatsekretär Udo 
Corts. Chef der Staatskanz- 
lei wird der frühere CDU- 
Fraktionsgeschäftsführer 
Stefan Grüttner. Das neu ge- 
schaffene Ressort für Bun- 
desrats- und Europaange- 
lenheiten leitet künftig Jo- 
chen Riebel. 

Vor den Abstimmungen 
über die Regierung hatten 
die Abgeordneten den frü- 
heren CDU-Fraktionschef 
Norbert Kartmann einstim- 
mig zum neuen Landtags- 
präsidenten gewählt. Kart- 
mann löst Klaus Peter Möl- 
ler ab, der dem Landtag nicht 
mehr angehört. 
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AUS    DER    CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION 

GüNTER   NOOKE: 

Für ein Völkerrechtsabkommen zum 
Schutz der kulturellen Vielfalt 

Die neue Verhandlungs- 
runde in der Welthandels- 
organisation (WTO) im 
Rahmen des Allgemeinen 
Übereinkommens über den 
Handel mit Dienstleistun- 
gen (General Agreement on 
Trade in Services, GATS) 
läuft seit dem Jahr 2000. 
Die Europäische Union hat 
zum 31. März 2003 für 
'hre Mitgliedstaaten ihre 
Liberalisierungsangebote 
vorzulegen. Besonderes 
Augenmerk verdient hier- 
bei die Betrachtung des 
Dienstleistungssektors, der 
gleichzeitig kulturelle As- 
pekte aufweist. 

Bei den Kulturpolitikern 
a'ler Fraktionen im Deut- 
schen Bundestag besteht Ei- 
nigkeit darüber, dass bei den 
aktuellen und künftigen 
GATS-Verhandlungen die 
kulturelle Vielfalt garantiert 
Werden muss. Es ist daher 
ein richtiges handelspoliti- 
sches Signal, dass die Eu- 
ropäische Union grundsätz- 
lich keine Liberalisierungs- 
angebote für den sensiblen 
Bereich der audio-visuellen 
und kulturellen Dienstlei- 
stungen vorgelegt hat. 

Zwischen Freihandel 
und Kultur besteht ein Span- 

nungsfeld. Dieser Aspekt 
wurde bisher ungenügend 
berücksichtigt. Die Kultur 
entzieht sich der reinen Lo- 
gik des Handels mit Dienst- 
leistungen. Kultur gehört zu 
den Kernaufgaben einer de- 
mokratischen Gemeinschaft 
und kann damit nicht aus- 
schließlich einer rein ökono- 
mischen Betrachtung oder 
nur wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten untergeord- 
net werden. Es muss daher 
sichergestellt werden, dass 
die Struktur der öffentlich 
subventionierten Kultur in 
Deutschland durch die 
GATS-Verhandlungen 
nicht generell zur Disposi- 
tion gestellt wird. Im Hin- 
blick auf den Bereich der au- 
dio-visuellen und kulturel- 
len Dienstleistungen - wie 
immer diese künftig zu defi- 
nieren sein werden - ist es 
von entscheidender Bedeu- 

tung, auf die besondere hi- 
storisch gewachsene Struk- 
tur und die kulturelle Viel- 
falt in Deutschland und den 
Regionen Europas hinzu- 
weisen. 

Bindende 
Abkommen 

Aus diesem Grund fordert 
die CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag ein 
Abkommen zum Schutz der 
kulturellen Vielfalt, das bei 
künftigen Liberalisierungs- 
verhandlungen als Ver- 
gleichsstandard und Refe- 
renzpunkt dient. Dies könnte 
in Form einer völkerrechtli- 
chen Vereinbarung gesche- 
hen, wobei entscheidend ist, 
dass diese Vereinbarung bin- 
denden Charakter für die 
künftigen Stellungnahmen 
der Beteiligten an den Ver- 
handlungen hat, vergleich- 
bar der Biodiversität. 

Notwendig ist auch, auf 
die immanente Verbindung 
zwischen bildungs- und kul- 
turpolitischen Aspekten 
hinzuweisen. Denn erfolg- 
reiche Bildungspolitik trägt 
auch dazu bei, dass kultu- 
relle „Produktion" und kul- 
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turelle „Wertschöpfung" in 
ihren unterschiedlichen 
Ausprägungen nachgefragt 
werden, denn erst damit 
kann ihre Vielfalt erhalten 
und gesichert werden. Das 
heißt, dass unsere kulturel- 
len Angebote nur dann auch 
in kommenden Generatio- 
nen nachgefragt, verstanden 
und weitergegeben werden, 
wenn in den Schulen Grund- 
lagen für ihre Rezeption ge- 
legt werden. 

Musisch-kulturelle 
Bildung 

In diesem Zusammen- 
hang ist es besonders be- 
drückend festzustellen, dass 
an den Schulen in Deutsch- 
land immer wieder und als 
erstes die musisch-kulturel- 
len Fächer nicht gelehrt wer- 
den. Wir brauchen hier eine 
Kehrtwende, wir müssen die 
musisch-kulturelle Bildung 
wieder in den Vordergrund 
stellen, vor allem in den 
Schulen. Und wir müssen 
dafür sorgen, dass darüber 
hinaus eine künstlerische 
Ausbildung - in den Kunst- 
und Musikschulen der Städte 
und Gemeinden - nicht als 
Luxus angesehen wird, son- 
dern als Grundlage zum Ver- 
ständnis unserer Kultur. Eine 
solche Grundlage bildet üb- 
rigens auch der Religions- 
unterricht. 

Kein kultureller 
Einheitsrasen 

Die CDU begrüßt die Li- 
beralisierung des Welthan- 
dels auch im Dienstleis- 
tungsbereich. Da aber den 
Verhandlungen das Prinzip 
der „fortschreitenden Libe- 
ralisierung" zugrunde liegt, 
und eine Abgrenzung kultu- 
reller Dienstleistungen - von 
der Gastronomie über den 
Film bis zum Stadttheater - 
nur schwer möglich ist, kann 
niemand ausschließen, dass 
am Ende eben doch ein kul- 
tureller Einheitsrasen statt 
des spannenden Dickichts 
eines Regenwaldes übrig 
bleibt. 

Kulturförderung 

Auch ist die Praxis der 
Kulturförderung des „alten 
Europa" nur schwer kompa- 
tibel mit anderen Modellen 
wie zum Beispiel in den 
USA. Im Unterschied zu den 
USA subventioniert im „al- 
ten Europa" der Staat die 
Kultur. Und im Unterschied 
zu den USA stehen im „alten 
Europa" Theater und Opern- 
häuser mit über 300-jähriger 
Geschichte. Die fortschrei- 
tende Liberalisierung darf 
die Identität und die regio- 
nalen Zusammenhalt stif- 
tende Rolle der Kultur nicht 

zerstören. Es geht um den 
Erhalt einer „Kulturland- 
schaft"; zumindest so lange, 
wie demokratische Mehr- 
heiten bei uns sie für unver- 
zichtbar halten. 

Forderungen 

Aus Sicht der CDU sind 
folgende Sachverhalte von 
entscheidender Bedeutung: 
• Die von den Bundeslän- 
dern wahrgenommene Kul- 
turhoheit darf durch das 
GATS-Abkommen nicht 
beeinträchtigt werden. 
• Weitere Angebote im 
Bereich der audio-visuellen 
und kulturellen Dienstlei- 
stungen sind nicht anzu- 
streben. 
• Es muss auch künftig ge- 
sichert werden, dass die 
Regeln zur „Inländerbe- 
handlung" nicht so ausge- 
legt werden, dass eine gene- 
relle Verpflichtung zur 
staatlichen Subventionie- 
rung auch privater Anbieter 
entsteht: Die staatliche Fi- 
nanzierung von Kulturein- 
richtungen in Deutschland 
darf keine Subventionsan- 
sprüchc ausländischer An- 
bietererzwingen. 
• Ein völkerrechtliches Ab- 
kommen zum Schutz der 
kulturellen Vielfalt als Refe- 
renzgröße für weitere Libe- 
ralisierungen im Dienstleis- 
tungssektor ist anzustreben. 
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HORST SEEHOFER 

ANDREAS STORM 

ANNETTE WIDMANN-MAUZ 

WOLFGANG ZöLLER: 

Rürup-Kommission 
hat versagt 

Zur den vorgestellten Er- 
gebnissen der Rürup- 
Kommission erklärten der 
stellvertretende Vorsitzen- 
de der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe 
Gesundheit und Soziale Si- 
cherung, die gesundheits- 
politische Sprecherin der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und der gesund- 
heits- und sozialpolitische 
Sprecher der CSU-Lan- 
desgruppe: 

Die Rürup-Kommission 
hat den selbst gesteckten ho- 
hen Erwartungen nicht ent- 
sprochen. Der Anspruch, ein 
Zukunftsweisendes Konsens- 
Tiodell zu entwickeln, wurde 
licht ansatzweise erfüllt. Im 
Gegenteil, der Ball - langfri- 
stig tragfähige Grundlagen 
fürdie Finanzierung der GKV 
zu finden - wurde an die Poli- 
hk zurückgespielt. Keines der 
beiden vorgestellten Modelle 
wird den großen Herausfor- 
derungen gerecht. Die Kom- 
mission eröffnet nur die Wahl 
zwischen einem nicht finan- 
zierbaren Kopfpauschalen- 
modell und einer Ausweitung 
der bestehenden Strukturfeh- 
ler auf alle Erwerbstätigen. 

Die vorgeschlagenen 
Akutmaßnahmen sind so- 
zial unausgewogen und in 
sich widersprüchlich. Statt 
Leistungen sozialverträgli- 
cher auf die Versicherten- 
gemeinschaft zu verteilen, 
werden nun einseitig die 
Kranken mit über 10 Mrd. 
Euro zusätzlich belastet. 

Dreister Widerspruch 

Es ist ein dreister Wider- 
spruch, wenn der Öffent- 
lichkeit vorgegaukelt wird, 
dass der Leistungskatalog 
in bisherigem Umfang bei- 
behalten und Leistungsaus- 
grenzungen prinzipiell eine 
Absage erteilt wird, faktisch 
aber durch eine 100%ige 
Zuzahlung Leistungsberei- 
che völlig ausgegliedert 

werden. 
Mit den Vorstellungen zu 

obligatorischen Praxisge- 
bühren stirbt Ulla Schmidts 
Hausarztmodell noch vor 

Karfreitag. 
Alle vorgestellten Vor- 

schläge sind bereits seit län- 
gerem in der politischen 
Diskussion. Um diese zu 
präsentieren, hätte es dieser 

Kommission nicht bedurft, 
die den Steuerzahler immer- 
hin 1 Mio. Euro gekostet hat. 
Die Vorschläge des Sach- 
verständigenrates für die 
Konzertierte Aktion im Ge- 
sundheitswesen, die im Fe- 
bruar präsentiert worden 
sind, sind in der Sache sehr 
viel weiterführender. 

Vorschläge mit geringer 
Halbwertszeit 

Wir sind gespannt zu se- 
hen, ob und wie die Vor- 
schläge der Rürup-Kom- 
mission überhaupt von der 
Bundesregierung aufgegrif- 
fen und inwieweit siedieZu- 
stimmung der Koalitions- 
fraktionen finden werden. 
Denn es ist an der Zeit, dass 
die Öffentlichkeit erfährt, 
wohin die Reise gehen soll. 
Es ist müßig, sich heute 
über einzelne Vorschläge 
der Rürup-Kommission, de- 
ren Halbwertszeit vielleicht 
noch nicht einmal bis Pfing- 
sten reicht, zu unterhalten. 
Für die Union ist entschei- 
dend, welches Gesamtkon- 
zept die Bundesregierung 
vorlesen wird. 
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WOLFGANG   BOSBACH: 

DNA-Analyse 
konsequent nutzen 

Zu der Bilanz des Bun- 
desinnenministers nach 5 
Jahren DNA-Analyseda- 
tei beim BKA erklärte der 
stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Die DNA-Analyse ist 
eine der besten und erfolg- 
reichsten Waffen des Rechts- 
staats im Kampf gegen das 
Verbrechen. 

Es muss künftig zur poli- 
zeilichen Routine gehören, 
dass immer dann, wenn eine 
erkennungsdienstliche Be- 
handlung vorgenommen 
wird, neben dem Foto, dem 
Messen der Körpergröße 
und dem Fingerabdruck in 
Zukunft auch der genetische 
Fingerabdruck genommen 
werden kann. 

Angesichts der besorgni- 
serregenden Kriminalitäts- 
entwicklung wäre es unver- 
antwortlich, dieses moderne 
Instrument der Aufklärung 
und     Verhinderung     von 

Straftaten nicht konsequen- 
ter anzuwenden. 

Dem Bundesinnenmini- 
ster ist zuzustimmen, dass 
die DNA-Analyse zur Über- 
führung der Täter, aber auch 
zur Entlastung unschuldig 
Verdächtiger auf breitest 
möglicher Basis eingesetzt 
werden muss. Richtigen Er- 
kenntnissen müssen aber 
auch reale Taten folgen. Ge- 
rade daran hat es bei Rot- 
Grün in der Vergangenheit 
zu oft gefehlt. 

Die CDU/CSU-Fraktion 
hat gleich zu Beginn der 
neuen Legislaturperiode 
wiederum einen Gesetzent- 
wurf zur Verbesserung des 
Schutzes der Bevölkerung 
vor Sexualverbrechen und 
anderen schweren Straftaten 
vorgelegt (BT-Drs. 15/29). 
Darin ist auch eine konse- 
quente Nutzung der DNA- 
Analyse für Zwecke künfti- 
ger Strafverfahren vorgese- 
hen. Die Vorschläge der 
Bundesregierung bleiben 
dahinter weit zurück. 

Die gegenwärtige Be- 
schränkung dieses wirksa- 
men kriminalistischen In- 
struments auf Straftaten von 
erheblicher Bedeutung ist zu 
eng. Kein Straftäter hat ei- 
nen Anspruch darauf, dass 
der Rechtsstaat viele Straf- 
taten nur mit halber Kraft 
verfolgt. 

Der sog. genetische Fin- 
gerabdruck ist wie der tradi- 

tionelle Fingerabdruck nur 
ein Mittel der Identitätsfest- 
stellung. So wenig wie ge- 
wöhnliche Fingerabdrücke 
schafft der genetische Finger- 
abdruck den „gläsernen Men- 
schen". Bei der DNA-Ana- 
lyse wird nur der nicht co- 
dierte Teil des menschlichen 
Genoms verwandt. Hierbei 
werden keine Informationen 
über körperliche Eigenschaf- 
ten, Erbkrankheiten oder der- 
gleichen ermittelt. 

NORBERT  RöTTGEN 

SIEGFRIED   KAUDER: 

Bessere Hilfe für 
deutsche Gewalt- 
opfer im Ausland 

Anlässlich des Fraktions- 
beschlusses über den An- 
trag „Opferentschädi- 
gung für deutsche Staats- 
angehörige, die bei vorü- 
bergehendem Aufenthalt 
im Ausland Opfer eines 
Gewaltverbrechens wer- 
den" erklärten der rechts- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und der zustän- 
dige Berichterstatter: 
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Deutsche Touristen, die 
ihren Urlaub im Ausland 
Erbringen und dort Opfer 
eines Gewaltverbrechens 
Werden, sollen eine Ent- 
schädigung erhalten. Das 
Gleiche gilt für Deutsche, 
die sich aus anderen Grün- 
den nur vorübergehend im 
Ausland aufhalten. 

Es ist nicht einzusehen, 
dass ausländische Touri- 
sten, die in Deutschland Op- 
fer einer solchen Tat wer- 
den, entschädigt werden, 
Während Deutsche im Aus- 
land meist leer ausgehen. In 
diesem Fall hört die Fürsor- 
gepflicht des deutschen 
Staates für seine Bürger 
nicht an der Grenze auf. Das 
deutsche Opferentschädi- 
gungsgesetz sieht eine Ent- 
schädigung bislang nur für 
deutsche und Ausländer 
vor, die in Deutschland Op- 
fer eines Gewaltverbre- 
chens werden. Mögliche 
Zahlungen aus dem Ent- 
schädigungsfonds für Opfer 
terroristischer Gewalt sind 
^eder der Regelfall noch be- 
steht auf sie ein Rechtsan- 
spruch. Zudem ist nicht je- 
des Gewaltverbrechen ein 
Akt des Terrorismus. 

Rechtssicherheit und un- 
bürokratische Hilfe ist aber 
genau das, was das deutsche 
Opfer im Ausland zu Recht 
erwarten kann. Wir fordern 
die Regierungskoalition auf, 
diese     Gesetzeslücke     zu 

schließen und deutsche Opfer 
von Gewaltverbrechen im 
Ausland nicht länger alleine 
zu lassen. 

DIETRICH AUSTERMANN : 

Ungedeckte 
Milliardenlasten 

wegen höherer 
Arbeitslosigkeit 

In der „Aktuellen Stunde" 
im Deutschen Bundestag 
zur Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt und den Ko- 
sten der Arbeitslosigkeit 
erklärte der haushaltspoli- 
tische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Im März lag die Zahl der 
Arbeitslosen fast um eine 
halbe Millionen höher als 
ein Jahr zuvor. Daraus er- 
geben sich jährliche, bisher 
ungedeckte Mehrausgaben 
für Bund, Länder, Gemein- 
den und Sozialversicherung 
von mindestens 9 Milliarden 
Euro! Vordem Hintergrund 
weiter zurückbleibender 
Steuereinnahmen summie- 
ren sich allein beim Bund die 
Mehrausgaben bei der Ar- 

beitslosenhilfe und bei der 
Bundesanstalt für Arbeit 
(Arbeits-losengeld, usw.) 
unter Einschluss der Bei- 
tragsausfälle der BA auf rd. 
8,3 Mrd. Euro. 

Das Hartz-Konzept, an 
dass noch im letzten Sommer 
nahezu religiöse Heilserwar- 
tungen geknüpft wurden, 
wird bestenfalls zu margina- 
len Entlastungen führen. 
Viele seinerzeit hochgelobte 
Elemente des Konzepts, z.B. 
die so genannte „Ich-AG", er- 
weisen sich als kompletter 
Fehlschlag, oder bestenfalls 
als ein begrenzt wirksames 
Element unter vielen. 

Schröder hat offensicht- 
lich vor dem Problem der 
Arbeitslosigkeit kapituliert. 
Die Bundesregierung und 
ihre vielen Kommissionen 
begnügen sich damit, kon- 
zeptions- und zusammen- 
hanglose Einzelvorschläge 
in der Öffentlichkeit breit 
und kontrovers zu zerreden. 

Gleichzeitig wachsen uns 
Kosten der Arbeitslosigkeit 
über den Kopf: Jeder einzel- 
ne Arbeitslose verursacht 
jährlich gesamtwirtschaftli- 
che Kosten von mindestens 
20.000 Euro. Wie im letzten 
Jahr entpuppt sich das Gerede 
der Herren Eichel, Schröder 
und Clement von Wirtschafts- 
wachstum und Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haus- 
halte von Tag zu Tag mehr als 
platte Gesundbeterei. 
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1 Gehaften- 

Das ist ein gutes Signal für die Menschen in Deutschland: CDU und CSU haben die massiven 
Steuererhöhungen gestoppt, die Rot-Grün Bürgern und Betrieben zumuten wollte. In Bundestag und 
Bundesrat wurde lediglich eine Reform der Körperschaftssteuer beschlossen - damit auch große 
Konzerne wieder Steuern bezahlen. Für diese Korrektur von Eichels Steuerpolitik hatte sich die Union 
schon vor der Bundestagswahl und den Landtagswahlen eingesetzt. Auch in dem Punkt haben CDU und 
CSU Wort gehalten. 

Rot-Grün ist mit seinem sogenannten „Steuervergünstigungsabbaugesetz" auf ganzer Linie gescheitert. 
Denn Rot-Grün wollte „mehr für den Staat- und weniger für den privaten Konsum" (SPD-Fraktionschef 
Müntefering). Gestoppt hat die Union unter anderem: 

• Die willkürliche Erhöhung der Mehrwertsteuern auf Urlaubsflüge, Zahnersatz, Blumen usw. 

• Die drastische Kürzung der Eigenheimzulage 

• Deutlich mehr Steuern auf Firmenwagen 

• Höhere Steuern auf private Veräußerungsgewinne z.B. bei Wertpapieren und Immobilien 

Auch Handwerker und Mittelstand wollte Rot-Grün schwer belasten - durch Verschlechterungen bei den 
Abschreibungsmöglichkeiten. Diese Pläne sind jetzt vom Tisch. 

Für die CDU ist klar: Solche Steuererhöhungen können wir uns in der derzeitigen Lage nicht leisten. 
Sechs Monate diskutierte Rot-Grün über die geplanten Steuererhöhungen und hat Bürger und Betriebe 
damit tief verunsichert. Das ist Gift für unsere Konjunktur - und damit für unseren Arbeitsmarkt. Wir 
brauchen endlich wieder Impulse für mehr Wirtschaftswachstum in Deutschland. Die Union hat Wort 
gehalten: Korrektur bei der Körperschaftssteuer- und keine weiteren Steuererhöhungen. 

So urteilt die Presse: 

 die Gewinnerstehen eindeutig fest: die Bürger..." Frankfurter Allgemeine Zeitung 

„Deutschland ist... eine gefährliche Konjunkturbremse los..." Financial Times Deutschland 

Besser für die Menschen. 

V.i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschäflsstelle • Klingelhöferstraße 8 - 10785 Berlin • www.cdu.de • E-Mail: post@cdu.de 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Baumwolltasche 
„Wir sind am Zug" 

RESTPOSTEN'. 

Bestell-Nummer: 9405 
Preis je 10 Stück: 
inkl. MwSt.: 11,6; 

9405 
c%Jl(60€   SJOO 

Uno 

Broschüre 
„Internet-Guide 
mit Ferienkalender" 

Bestell-Nummer: 5971 
Preis je 25 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 16,05 € 

Luftballon Frauen-Union 

Bestell-Nummer: 9929 
Preis je 100 Stück: 7,00 € 
inkl. MwSt.: 8,12 € 

Halstuch „50 Jahre FU' 
Farbe magenta 

Bestell-Nummer: 9406 
Preis je 1 Stück: 7,70 € 
inkl. MwSt.: 8,93 € 

Ehrenurkunde der 
Frauen-Union mit Mappe 
ohne Jahresangabe 

Bestell-Nummer: 0242 
Preis je 10 Stück: 7,40 € 
inkl. MwSt.: 8,58 € 

Pflegestift 

Bestell-Nummer: 9993 
Preis je 20 Stück: 
25,00 € 
inkl. MwSt.: 29,00 € 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Faltblatt „Frau Macht Politik" 
inklusive Beitrittserklärung 

Bestell-Nummer: 2895 
Preis je 100 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 16,05 € 

Faltblatt „Besser leben in 
einer europaweiten 
Informationsgesellschaft" 

Bestell-Nummer: 2705 
Preis je 50 Stück: 14,30 € 
inkl. MwSt.: 15,30 € 

Kugelschreiber 

Bestell-Nummer: 9930 
Preis je 50 Stück: 25,00 € 
inkl. MwSt.: 29,00 € 

Haftnotizblock 

Bestell-Nummer: 9992 
Preis je 20 Stück: 9,50 € 
inkl. MwSt: 11,02 € 

Leporello „Steuerliche Entlastung für allein 
Erziehende - Schritt für Schritt gestrichen" 

Bestell-Nummer: 2896 
Preis je 100 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 16,05 € 

Die Preise in den Klammem sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Rahmenplakat 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 8819 
Preis je 25 Stück: 13,00 € 
inkl. MwSt.: 15,00 € 

DIN A0 
Bestell-Nummer: 8820 
Preis je 25 Stück: 17,50 € 
inkl. MwSt.: 20,30 € 

Rednerplakat 
„Maria Böhmer" 

DINAl 
Bestell-Nummer: 8817 
Preis je 25 Stück: 13,00 € 
inkl. MwSt.: 15,00 € 

DIN AO 
Bestell-Nummer: 8816 
Preis je 25 Stück: 17,50 € 
inkl. MwSt.: 20,30 € 

Sonnenschirm 

Bestell-Nummer: 0047 
Preis je 1 Stück: 38,40 € 
inkl. MwSt.: 44,54 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162J3759 Versmold 
Telefax 052 41-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Plakat 
„Politik braucht Frauen" 

DINAl 
Bestell-Nummer: 7821 
Preis je 25 Stück: 13,00 € 
inkl. MwSt.: 15,00 € 

DINAO 
Bestell-Nummer: 7822 
Preis je 25 Stück: 17,50 € 
inkl. MwSt.: 20,30 € 

»POLITIK 
BRAUCHT 

FRAUEN!« 
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Ul> 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Basecap 

Bestell-Nummer: H017 
Preis je 1 Stück: 3,80 € 
inkl. MwSt.: 4,41 € 

Briefpapier 

Bestell-Nummer: H019 
Preis je 500 Blatt: 14,80 € 
inkl. MwSt.: 17,17 € 

Fahne 
1,20 m x 3,00 m 

Bestell-Nummer: H018 
Preis je 1 Stück: 26,25 € 
inkl. MwSt.: 30,45 € 

Diese Artikel sind nur über die 
Frauen Union direkt bestellbar! 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Frauen Union 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 
Telefon: 0 30-2 20 70-4 52 
Telefax: 0 30-2 20 70-4 39 
E-Mail:  fu@cdu.de 
www.FRAUENUNION.de 

Alle Preise zzgl. Portokosten! 


